Richtlinien des Kreises/der Stadt (Name eingeben)
als Träger des Rettungsdienstes für die Anerkennung,
die Alarmierung und den Einsatz von First Responder-Gruppen

1.
Grundsatz

1.1.
Die Erstversorgung (First Response) kann, soll und will den Rettungsdienst nicht ersetzen, sondern unterstützen. Der Einsatz dient der Verkürzung des therapiefreien Intervalls. Der Sicherstellungsauftrag (gesetzliche Hilfsfrist) des Rettungsdienstes wird nicht berührt.

1.2.
Der Einsatz im Rahmen der Erstversorgung ist eine Aufgabe, die vom Träger der First-Responder-Gruppe freiwillig erbracht wird. Ansprüche gegenüber dem Patienten, den Krankenkassen sowie dem Träger des Rettungsdienstes werden für die Durchführung des Einsatzes nicht begründet.

1.3.
Als First Responder können nur Einheiten eingesetzt werden, die nach § 4 Abs. 1 BOS-Funkrichtlinie Berechtigte sind.

1.4.
Einsatzfahrzeuge müssen mit BOS-Funk ausgerüstet sein, womit eine Nutzung privater Kraftfahrzeuge ausgeschlossen wird.

1.5.
Die Alarmierung der First-Responder-Gruppe erfolgt ausschließlich über Meldeempfänger durch die Rettungsleitstelle.

1.6.
Für die Aufnahme der First-Responder-Gruppe in die Alarmplanung ist eine Anerkennung des Trägers des Rettungsdienstes erforderlich. Die Anerkennung erfolgt auf Antrag des Trägers der First-Responder-Gruppe, wenn die Bedingungen dieser Richtlinie erfüllt sind.

2.
Voraussetzung für eine Anerkennung als First-Responder-Gruppe

2.1.
Mitglieder einer First-Responder-Gruppe müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben und die physischen und psychischen Voraussetzungen mitbringen, die für einen Einsatz als First Responder erforderlich sind. Diese müssen durch den Träger bestätigt werden.

2.2.
Die einzelnen Mitglieder der First-Responder-Gruppe sollten mindestens folgende Qualifikationen nachweisen:

● abgeschlossene Sanitätsausbildung (80 Unterrichtseinheiten)

● zusätzlicher Lehrgang „First Responder“, in dem insbesondere folgende Themen behandelt werden sollten:

-  Einsatzablauf

-  Reanimation und Frühdefibrillation

-  Nachsorge des Einsatzes (Protokoll etc.)
2.3.
Die Mitglieder sollten regelmäßig – mindestens einmal jährlich – an einer Weiterbildungs- bzw. Fortbildungsmaßnahme teilnehmen.

2.4.
Da eine hohe Zuverlässigkeit der First-Responder-Gruppe notwendig ist, ist die Personalstärke so zu bemessen, dass im Regelfall eine permanente Alarmierungsmöglichkeit gegeben sein muss (365 Tage/Jahr 24 Std./tägl.). Die Mindeststärke der First-Responder-Gruppe sollte daher mindestens fünf Einsatzkräfte betragen.

3.
Alarmierungskriterien

3.1.
First Responder werden bei lebensbedrohlichen Notfällen alarmiert, wenn eine Verkürzung des therapiefreien Intervalls anzunehmen ist. Die voraussichtliche Eintreffzeit des Rettungsdienstes ist dabei zu berücksichtigen.

3.2.
Eine weitergehende Alarmierung von First Respondern liegt im Ermessen des diensthabenden Disponenten; Näheres regelt eine Dienstanweisung.

4.
Einsatzorganisation

4.1.
Durch die First Responder dürfen nur Basismaßnahmen nach den anerkannten Regeln der Notfallmedizin durchgeführt werden. Die eigenverantwortliche Gabe von Medikamenten ist zu unterlassen; eine Ausnahme gilt für die Sauerstoffgabe. Besonders ausgebildetes Personal (z.B. Ärzte, Rettungsassistenten) kann im Rahmen der Möglichkeiten erweiterte notfallmedizinische Maßnahmen durchführen.

4.2.
Mit der Alarmierung durch die Rettungsleitstelle übernimmt der Träger des Rettungsdienstes keine Verantwortung oder Haftung für die medizinische Versorgung des Patienten. Eine Unfallversicherung über den Träger des Rettungsdienstes ist ausgeschlossen.

4.3.
Jeder Einsatz ist auf dem vorgegeben Dokumentationsbogen sorgfältig zu dokumentieren und mindestens 15 Jahre zu archivieren. Das Datenschutzrecht ist hierbei zu berücksichtigen. Der Träger des Rettungsdienstes hat das Recht zur Einsichtnahme. Die Dokumentationsbögen werden auf Anforderung zur Verfügung gestellt.

4.4.
Der Träger des Rettungsdienstes ist berechtigt, ein Qualitätsmanagement für die beteiligten Erstversorgungsgruppen ein- und durchzuführen.

4.5.
Das Medizinproduktegesetz (MPG) und die Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV) sind einzuhalten.

4.6.
Jede Einsatzkraft hat über Tatsachen zu schweigen, die sie im Rahmen von Einsätzen als First Responder erfährt (Schweigepflicht nach § 203 StGB). Solange er nicht von der Schweigepflicht entbunden ist, oder nicht von einer mutmaßlichen Einwilligung des Patienten ausgegangen werden kann, gilt dieses auch gegenüber Polizeibehörden. Eine Ausnahme kann die Güterabwägung zugunsten eines höherwertigen Rechtsgutes sein. Bei Verstößen können neben strafrechtlichen Sanktionen auch zivilrechtliche Schadenersatzansprüche entstehen.

4.7.
Treffpunkt bei Alarmierung sollte grundsätzlich der Standort der First-Responder-Gruppe sein, da nur so sichergestellt werden kann, dass auch das benötigte Material zur Einsatzstelle verbracht wird. Nach Entgegennahme des Einsatzortes sollte ab einer Mindeststärke von zwei Einsatzkräften sofort abgerückt werden. Das Nachführen von weiterem Personal findet nur in begründeten Fällen statt.

4.8.
Bei jedem Einsatz ist eine medizinische Ausrüstung mitzuführen. Mindestausstattung ist eine Sanitätsausstattung nach DIN 13155 sowie ein „Automatisierter externer Defibrillator“ (AED). Als weitere Hilfsmittel sollten mindestens mitgeführt werden:

● Blutdruckmessgerät mit Stethoskop

● Sauerstoffinsufflationsgerät

● Taschenlampe

● Kleiderschere

● HWS-Immobilisationsschienen

● ...

4.9.
Bei der Anfahrt des Einsatzortes unter Nutzung von Sonder- und Wegerechten ist der Verhaltensgrundsatz nach § 35 Abs. 8 StVO zu berücksichtigen.

4.10.
Mindestens zwei Einsatzkräfte verbleiben während der Erstversorgung beim Patienten und überwachen die Vitalfunktionen.

4.11.
Die Einweisung des Rettungsdienstes an der Einsatzstelle ist Aufgabe der First Responder, da durch die vorhandenen Ortskenntnisse unter Umständen ein deutlicher Zeitvorteil gewonnen werden kann.

4.12.
Ein von der Rettungsleitstelle alarmierter Notarzt wird grundsätzlich nicht durch First Responder abbestellt.

4.13.
Sobald der reguläre Rettungsdienst eintrifft, ist diesem die Einsatzstelle unter Schilderung der erhobenen Vorgeschichte und der getroffenen Maßnahmen zu übergeben. Die weitere Verantwortung liegt ab dann beim Rettungsdienst.

4.14.
Es ist eine gute, vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen allen Beteiligten anzustreben. Falls dennoch Gesprächsbedarf entstehen sollte, hat eine Diskussion am Notfallort (insbesondere über Funk) zu unterbleiben. Falls erforderlich, sollte eine Problemlösung im Rahmen einer Nachbesprechung angestrebt werden.

4.15.
Es ist durch den Träger der First-Responder-Gruppe zu gewährleisten, dass eine Nachsorge der Einsatzkräfte gesichert ist.

5.
Höherrangige Vorschriften

Höherrangige Vorschriften (Erlasse, Verordnungen, Gesetze etc.) bleiben von diesen Richtlinien unberührt. Sofern sie mit diesen Richtlinien nicht in Einklang zu bringen sind, haben sie Vorrang. 
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